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Antrag 

der Abgeordneten Dr. Uschi Eid, Steffi Lemke, Dr. Angelika Köster-Loßack, 
Wolfgang Schmitt (Langenfeld) und der Fraktion BÜNDNIS 90/DiE GRÜNEN 


Nachhaltige Forstwirtschaft durch Zertifizierung fördern 


Der Bundestag wolle beschließen: 


L Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

Die Bedeutung der Wälder für den Klimaschutz und die Erhaltung 
von Tier- und Pflanzenarten ist unbestritten und international an- 
erkannt. Der Schutz und Erhalt des Waldes ist erklärtes Ziel der 
Bundesregierung, und die Förderung der nachhaltigen Forstwirt- 
schaft ist fester Bestandteil verschiedener internationaler Verein- 
barungen und Verträge. 

Die Notwendigkeit einer weltweit nachhaltigen Bewirtschaftung 
der Wälder ist seit der VN-Konferenz über Umwelt und Entwick- 
lung (UNCED) in Rio de Janeiro 1992 verstärkt ins Bewußtsein der 
politisch Verantwortlichen und der Öffentlichkeit gerückt. Die in 
Rio verabschiedete Walderklärung stellt einen ersten internatio- 
nalen Konsens über die Grundsätze einer nachhaltigen Waldbe- 
wirtschaftung dar. Hierin heißt es: „Politik und Praktiken im Steu- 
er-, Handels-, Wirtschafts- und Verkehrsbereich oder in anderen 
Bereichen, die zur Schädigung der Wälder führen könnten, sollen 
vermieden werden. Vielmehr soll eine geeignete Politik gefördert 
werden, die auf die Bewirtschaftung, Erhaltung und nachhaltige 
Entwicklung der Wälder ausgerichtet ist und ggf. entsprechende 
Anreize umfaßt" {Walderklärung Punkt 13. e). 

Die VN-Kommission für nachhaltige Entwicklung (CSD) hat 1995 
einen „Regierungsübergreifenden Ausschuß für Wald" (IPF) kon- 
stituiert, der den Verhandlungsprozeß über die globalen Aktivitä- 
ten zum Schutz und zur nachhaltigen Nutzung der Wälder voran- 
bringen soll. Im August 1996 fand in Bonn ein IPF-Workshop zum 
Thema „Handel, das Labein von Waldprodukten und die Zertifi- 
zierung nachhaltigen Waldmanagements" statt, der erste konkre- 
te Schritte auf dem Weg zu einer international vergleichbaren Zer- 
tifizierung erarbeitet hat. Demnach kann die Zertifizierung von 
Holz und Holzprodukten sowie der Verfahren der Waldbewirt- 
schaftung und Holzgewinnung einen wesentlichen Anreiz zur 
nachhaltigen Nutzung der Wälder darstellen. 
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Im Januar 1997 ist das zweite „International Tropical Timber 
Agreement'' (ITTA) in Kraft getreten. Das ITTA ist in erster Linie 
ein Rohstoffabkommen, doch gleichzeitig wird die Förderung der 
nachhaltigen Forstwirtschaft sowie des Handels mit nachhaltig 
produziertem Holz als Ziel benannt. Das Ziel, eine nachhaltige 
Holzproduktion bis zum Jahre 2000 durchzusetzen wurde erneut 
in das ITTA aufgenommen, jedoch fehlen konkrete Vorgaben und 
Richtlinien für die Umsetzung. 

Trotz dieser internationalen Übereinkommen schreitet die Zer- 
störung der Wälder unvermindert voran. 

Die Ursachen der Waldvernichtung sind vielfältig. Gegen diese 
Vernichtung ist ein zeitlich aufeinander abgestimmter Maßnah- 
menkatalog notwendig, der den ökonomischen, sozialen und öko- 
logischen Interessen Rechnung trägt. 

Die Zertifizierung von Holz, das nachweislich nachhaltig bewirt- 
schaftet wurde, ist eine zentrale von vielen notwendigen Maß- 
nahmen. Eine glaubwürdige Zertifizierung, die anhand nachvoll- 
ziehbarer Kriterien überprüfbar ist, könnte zu einer Bevorzugung 
der gekennzeichneten Produkte durch den Verbraucher führen. 
Sie unterstützt so die einzelnen Länder bei der nachhaltigen Be- 
wirtschaftung ihrer Wälder und schützt diese vor der kurzfristigen 
und schnellen Ausbeutung. Allerdings kann die Zertifizierung nur 
greifen, wenn gleichzeitig Maßnahmen gegen Raubbau und ge- 
gen illegalen Einschlag und Handel mit illegal geschlagenem Holz 
ergriffen werden. 

Der Erlaß des Bundesministeriums für Verkehr im Frühjahr 1997, 
die Verwendungsverbote von Tropenholz für den Bundesstraßen- 
und Bundeswasserstraßenbau aus dem Jahre 1989 aufzuheben, 
war verfrüht und konterkarierte die Bemühungen zahlreicher Or- 
ganisationen, die sich für eine glaubwürdige und überprüfbare 
nachhaltige Bewirtschaftung der tropischen, borealen und heimi- 
schen Wälder einsetzen. 

Zur Begründung verweist das Bundesministerium für Verkehr auf 
das am 1 . Januar 1 997 in Kraft getretene zweite „ International Tro- 
pical Timber Agreement" (ITTA), das der Bundesregierung nun 
nicht mehr erlaube, Verwendungs verböte von Tropenholz auf- 
rechtzuerhalten. Doch weder aus der Zielsetzung des Abkommens 
noch aus dem genannten Maßnahmenkatalog des ITTA läßt sich 
entnehmen, daß handelsbeschränkende Maßnahmen verboten 
sein sollen. 

Im Gegenteil: Insbesondere zur Lösung von globalen Umweltpro- 
blemen, deren Bewältigung international anerkanntes Ziel ist, 
können unilaterale Maßnahmen auch mit dem GATT (General 
Agreement on Tarifs and Trade) vereinbar und zulässig sein. Dies 
gilt auch für Verwendungs verböte von Tropenholz, das nicht aus 
nachhaltiger Bewirtschaftung stammt. 

Das Bundesministerium für Verkehr hat im Februar 1998 seine 
Meinung revidiert und den Erlaß vom Frühjahr 1997 um folgende 
„Bitte" ergänzt: Bei Beschaffungs- oder Baumaßnahmen sollen „im 
Falle einer Nutzung von Tropenholz nach Möglichkeiten des Mark- 
tes Holz aus nachhaltiger Waldbewirtschaftung - versehen mit ei- 
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nem glaubwürdigen Zertifikat - verwendet werden". Die Formu- 
lierung „nach Möglichkeiten des Marktes" bietet jedoch einen 
großen Spielraum für Interpretationen, der nicht sicherstellt, daß 
nur Tropenholz aus nachhaltiger Waldbewirtschaftung verwendet 
wird. Eine wesentliche Voraussetzung für die Verwendung von 
Tropenholz und Holzprodukten sonstiger Herkunft in öffentlichen 
und öffentlich geförderten Baumaßnahmen muß ein international 
anerkannter und überprüfbarer Nachweis sein, daß das zu ver- 
wendende Tropenholz und Holz nicht durch Raubbau gewonnen 
wurde. 

Ein international tragfähiger Ansatz zur Holzzertifizierung wurde 
von dem 1993 gegründeten „Forest Stewardship Council" (FSC) 
mit Sitz in Mexiko entwickelt. Der FSC setzt sich zusammen aus 
Vertretern von Umwelt- und Entwicklungsorganisationen, Forst- 
wirtschaft, Gewerkschaften und Holzindustrie. Er versteht sich als 
Weltforstwirtschaftsrat, der im Geiste des Rio-Prozesses und auf 
der Basis freiwilliger Beteiligung der nachhaltigen Forstwirtschaft 
international zum Durchbruch verhelfen möchte. Zu diesem Zweck 
hat er zehn Prinzipien für eine naturnahe und nachhaltige Wald- 
bewirtschaftung erarbeitet, die entsprechend den natürlichen, 
wirtschaftlichen und sozialen Bedingungen in den j eweiligen Län- 
dern zu konkretisieren sind. 

Fünf Jahre nach seiner Gründung sind mittlerweile Institutionen 
aus 17 Staaten am FSC-Prozeß beteiligt. Die bereits zertifizierte 
Waldfläche beträgt rd. 7,5 Millionen Hektar. Der FSC hat damit ein 
tragfähiges Konzept für die weltweite Zertifizierung nachhaltiger 
Forstwirtschaft auf der Basis international einheitlicher Prinzipien 
entwickelt. Der Erfolg des FSC-Prozesses hängt ab von der Um- 
setzung in den einzelnen Staaten. 

Die Umsetzung dieser Prinzipien in nationale Kriterien der Wald- 
bewirtschaftung ist für alle Holz exportierenden Länder von In- 
teresse. Die Beteiligung am FSC-Prozeß eröffnet auch den eu- 
ropäischen Staaten und insbesondere Deutschland neue Markt- 
und Exportchancen. 

Am 1. Oktober 1997 hat sich in Bonn die FSC- Arbeitsgruppe 
Deutschland konstituiert. Ihr gehören Forstbetriebe, Privatwald- 
besitzer, Gewerkschaften, Umweltverbände, holzverarbeitende 
Unternehmen und Handelshäuser sowie der Gemeinde- und Städ- 
tebund Rheinland-Pfalz an. Die FSC-Arbeitsgruppe Deutschland 
hat sich zum Ziel gesetzt, Kriterien für die Wald- bzw. Holzzertifi- 
zierung auf der Basis der FSC-Prinzipien zu erarbeiten, die den 
spezifischen Bedingungen der Forstwirtschaft in Deutschland ge- 
recht werden. 

Der Deutsche Forstwirtschaftsrat (DFWR), die Arbeitsgemein- 
schaft der deutschen Waldbesitzerverbände (AGDW) sowie die 
Bundesregierung stehen dem FSC-Prozeß bislang mehrheitlich 
kritisch bis ablehnend gegenüber. 

Eine breite Beteiligung der deutschen Forstwirtschaft und der 
deutschen öffentlichen wie privaten Waldbesitzer am FSC-Prozeß 
ist unerläßlich, wenn die Marktanteile von deutschem Holz im in- 
ternationalen und nationalen Holzhandel gesichert und ausgebaut 
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werden sollen. Die Markttransparenz für Holzverarbeiter und End- 
verbaucher beim Holzkauf wird durch eine international aner- 
kannte Zertifizierung und Kennzeichnung mit dem FSC-Siegel er- 
höht. 

Daher ist auch für deutsches Holz eine FSC-Zertifizierung uner- 
läßlich, damit es im international zusammengesetzten Holzsorti- 
ment als „nachhaltig erzeugt'^ identifiziert werden kann. Eine Her- 
kunftskennzeichnung allein ist dabei nicht ausreichend. 


II. Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, 

1 . sich auf nationaler, europäischer und internationaler Ebene für 
eine ökologisch und sozial verträgliche Waldnutzung einzu- 
setzen, die sich an den folgenden Kriterien orientiert: 

- vorrangige Berücksichtigung bestehender Nutzungsan- 
sprüche der lokalen Bevölkerung und deren umfassende 
Beteiligung an der Nutzungsplanung, 

- Aufbau eines repräsentativen Schutzgebietsnetzes, insbe- 
sondere in den verbliebenen Primärwäldern, 

- Verzicht auf Pestizideinsatz und Kahlschläge und 

- effektive Kontroll- und Sanktionsmöglichkeiten gegen il- 
legalen Einschlag und Handel mit illegal geschlagenem 
Holz; 

2. sich auf der EU-Ministerkonferenz zum Schutz der europäi- 
schen Wälder im Juni 1998 für die Schaffung ökologischer und 
sozialer Grundvoraussetzungen für eine nachhaltige Entwick- 
lung der Wälder einzusetzen und insbesondere eine Resoluti- 
on zum Schutz der biologischen Vielfalt in Waldökosystemen 
zu unterstützen; 

3. nur noch den Import und die Verwendung von Holz und Holz- 
produkten zuzulassen, die nachweislich aus naturverträglich 
arbeitenden Forstbetrieben stammen. Zu diesem Zweck sind 
Bestrebungen zu einer glaubwürdigen Zertifizierung für eine 
ökologisch und sozial verträgliche Waldnutzung anhand nach- 
vollziehbarer Kriterien, wie sie vom Forest Stewardship Coun- 
cil (FSC) erarbeitet wurden, zu unterstützen; 

4. solange die Bewirtschaftung des Waldes den o. g. Ansprüchen 
nicht genügt, die Verwendungsverbote von Tropenholz aus 
dem Jahre 1989 wieder in Kraft treten zu lassen und auf alle 
Rohhölzer und Holzprodukte auch aus borealen Wäldern, die 
nicht aus nachhaltiger Bewirtschaftung stammen, auszudeh- 
nen; 

5. im Rahmen der Entwicklungszusammenarbeit eine ökologisch 
und sozial verträgliche Waldnutzung und insbesondere Maß- 
nahmen zur Zertifizierung von Holz und Holzprodukten in den 
Herkunftsländern zu unterstützen; 

6. die Arbeit der FSC-Arbeitsgruppe Deutschland politisch, fach- 
lich und finanziell zu unterstützen, um eine breite Beteiligung 
der deutschen Forstwirtschaft am FSC-Prozeß zu erreichen; 
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7. die Erarbeitung von Zertifizierungskriterien für die Forstwirt- 
schaft in Deutschland zu unterstützen, um eine praxisnahe, ef- 
fektive und kostengünstige Umsetzung - etwa nach dem Vor- 
bild Großbritanniens - zu erreichen; 

8. die durch eine Beteiligung an der FSC-Zertifizierung sich eröff- 
nenden Marktchancen von deutschem Holz offensiv mit Hilfe 
des Forstabsatzfonds zu nutzen. 


Bonn, den 26. März 1998 

Dr. Uschi Eid 
Steffi Lemke 

Dr. Angelika Köster-Loßack 
Wolfgang Schmitt (Langenfeld) 

Joseph Fischer (Frankfurt), Kerstin Müller (Köln) und Fraktion 
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